
 
 

Familiennachzug – ein Menschenrecht und Integrationsmotor 

Als Verband binationaler Familien und Partnerschaften kennen wir die Voraussetzungen und die 

Rahmenbedingungen, die für einen Familiennachzug maßgebend sind, aus unserer langjährigen 

Arbeit und leider auch aus eigener Erfahrung. Nicht selten müssen wir um eine 

Familienzusammenführung kämpfen.  

Dabei geht es eigentlich um ein Menschenrecht – das Recht auf Familienleben! 

Seit 2015 wird der Familiennachzug vor allem mit den Geflüchteten und deren Wunsch nach 

Zusammenführung mit ihren Angehörigen verbunden – ein Umstand, der in Hinsicht auf die 

lebensbedrohlichen Situationen in den Herkunftsländern nur allzu nachvollziehbar ist. Geflüchtete 

haben einfach keine andere Möglichkeit des Zusammenlebens außer in dem Land, in dem sie Schutz 

gesucht und gefunden haben. 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Einführung beschleunigter Asylverfahren am 17. März 2016 wurde 

der Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigten für die Dauer von zwei Jahren ausgesetzt. 

Danach soll er wieder wie zuvor automatisch in Kraft treten, also am 17. März 2018. 

Aktuell wird folglich subsidiär Schutzberechtigten das Recht auf Familiennachzug verwehrt – obwohl 

die Einschätzung, ob ein Geflüchteter vollen oder nur subsidiären Schutz erhält – sehr 

diskussionswürdig erscheint. Immer mehr Geflüchtete erhielten diesen Titel nachdem die 

Bestimmung der Aussetzung des Familiennachzugs in Kraft war  – was den Eindruck nahelegt, dass 

hier eine Begrenzung der Zuwanderung praktiziert wird, die subtil und undurchsichtig ist und auf den 

Rücken der Familien ausgetragen wird. 

Familiennachzug konkret 

Familiennachzug hört sich groß und über mehrere Genrationen hinweg an, doch es betrifft 

tatsächlich nur die Kernfamilie. Das bedeutet beispielweise für einen geflüchteten Syrer, dass er 

seine Frau und seine minderjährigen Kinder nachholen darf.  Dies ist ein Recht, das er hat und in 

Anspruch nehmen kann und das ihm gleichzeitig die Grundlage dafür bietet, in einem neuen, ihm 

fremden Land anzukommen.  

Die Familie ist eine starke Einheit, die trägt, unterstützt und steuert – und das macht sie mit allen 

Familienmitgliedern gleichermaßen. Menschlich und moralisch völlig absurd erscheint dabei die 

rechtliche Regelung, dass einem unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten zwar seine Mutter, nicht 

aber seine minderjährige Schwester folgen darf.  

Allein an diesen beiden Beispielen sehen wir eine Schieflage in der Gleichstellung vor dem Gesetz 

und damit in dem Schutz der Familien – den sich ja so viele Parteien auf die Fahne geschrieben 

haben. 

Familienleben ist ein Menschenrecht 

Der Artikel 6 des Grundgesetzes stellt Ehe und Familie unter besonderen Schutz (Art 6. (1) Ehe und 

Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.). Aber was ist dieser Artikel 

wert, wenn die Familie in zwei, drei Klassen unterteilt wird und nicht als grundsätzliches 

Menschenrecht verstanden wird? In der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, Artikel 16, 



 
 

Abs.3 heißt es „Die Familie ist die natürliche Grundeinheit der Gesellschaft und hat Anspruch auf 

Schutz durch Gesellschaft und Staat.“ Und dies betrifft jede Familie.  

Familien sind die ersten Erfahrungen im sozialen Miteinander. Erziehung zu demokratischen, sozialen 

Wesen ist vor allem in sicheren, sorglosen, lebbaren Familiensituationen möglich und formt nicht nur 

Einzelne sondern eine Gesellschaft nachhaltig.  

Daher ist es eine Pflicht und eine strategische sinnvolle und zukunftsorientierte Entscheidung, auch 

Migrant*innen und Geflüchteten das Familienleben und ein gesichertes Zusammenleben zu 

ermöglichen.  

Ende oder Verlängerung des Nachzugsstopps? 

Am 16. März 2018 läuft der Nachzugsstopp für subsidiär Schutzberechtigte aus. Zahlreiche Menschen 

vertrauen darauf, dass sie danach ihre engsten Angehörigen nachholen können – so wie es bei der 

Gesetzesänderung in 2016 festgeschrieben wurde. 

Nun plant die Union auf die Schnelle, diesen Nachzugsstopp erst einmal zu verlängern. Ihre 

Fokussierung liegt ausschließlich auf eine zahlenmäßige Begrenzung, von der man sich eine 

Sicherheit für Deutschland erhofft, die menschenrechtlich und moralisch nicht nachvollziehbar ist. 

Dabei bleiben sowohl die prekären Lebenssituationen (Flucht vor Tod, Folter und Verfolgung) und die 

Gründe für eine Flucht, sowie die deprimierenden, angstbesetzten und frustrierenden 

Lebenssituationen im Aufnahmeland Deutschland  - ohne die Familienmitglieder als stärkende 

Einheit - außen vor.  

Wer einer Verlängerung zustimmt muss sich den Vorwurf gefallen lassen, das Interesse an Familien 

und deren Schutz nicht wirklich im Sinn zu haben. Außerdem wird das Vertrauen der geflüchteten 

Menschen missbraucht, die davon ausgingen, dass sie ab Mitte März 2018 ihre Angehörigen 

nachziehen lassen können. 

Der Verband binationaler Familien lehnt ein Nachzugsstopp ab, der eine Verletzung der 

Menschenrechte darstellt. Auch eine Härtefallregelung kann diese Schieflage nicht auffangen und ist 

daher ebenfalls abzulehnen. 

Es gilt jetzt zu beweisen, dass Deutschland ein starkes Land ist, das in Europa und der Welt eine 

Verantwortung für den Schutz und die Verteidigung von Menschenrechten, Demokratie und einer 

gemeinsamen lebenswerten Zukunft übernimmt. Diese Kraft hat dieses Land und es kann ein starkes 

Zeichen gegen den Rechtpopulismus und gegen den Zerfall von humanistischen Werten sein, für die 

Menschen in diesem Land immer wieder leidenschaftlich eingetreten sind. 

 

Frankfurt, 22. Januar 2018 


